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DieNeuregelungder Bezügeder städtischenAngestellten.
DievonamtsführendenStadtrat Speisermit denverschiedenen

Gruppender Angestellten ,LehrerundArbeiterder städtischenHoheitsver-¬
waltungund der Angestellten und Arbeiter der städtischenUnternehmungen
geführten Verhandlungen haben zu einem Ergebnis geführt .Für die der Dienst - ¬
ordnungunterstehenden Angestellten und Lehrer wurdefolgendesvereinbart :

Die Sonderzahlungen ,die bisher am1 .Juni undam. Dezember
jeden Jahres im Ausmassvon drei Vierteln eines Monatsbezugesgeleistet
wurden ,werden nicht mehr ausbezahlt .Die Pensionsbemessungsgrundlage von
bisher 90 Prozent ist auf 85 Prozent herabgesetzt worden,wobeiallerdings
der dreiprozentigeRücklass,dendie Pensionistenbisher zu leistenhatten ,
entfällt . Diefaktische Kürzungder Pensionsbemessungsgrundlage beträgt ' 3
Prozent .Für die Zeit vom 1 .Juli bis 31 . Dezember1933 erfolgt an denMonats - ¬
bezügen der aktiven Angestellten und der Pensionisten ein Abstrich von ' 2
Prozent .Die Bezüge der Angestellten mit Einzelgehalt beim Wiener Magistrat

und die antsprechenden Bezüge der Angestellten der städtischen Unternehmun- ¬
gen werdenausser durch den Entfall der Sonderzahlungennochumweitere
10 Prozontgekürzt,so dass die gesamteKürzungbei diesen Bezügen21Pro- ¬
zent beträgt .Dagegen bleiben Aktivbezüge bis zu 200 Schilling monatlich
ungekürzt .Bei den Pensionen entfällt die Kürzung,wenndor Pensionist min- ¬
destens für eine zweite Person zu sorgen hat und die Monatspension170S
nicht übersteigt .FürPensionsparteien ,die alleinstegendsind,entfälltdie
Kürzung,wonn die Fension 100 Schilling nicht übersteigt .Für elternlose

Waisenentfällt die Kürzungbei Rentenbis zu 170Schillingmonatlich .
DemGedankender sozialenStaffelungist dadurchRechnungge¬

tragen,dassBezügebiszu200SchillingungekürztbleibenunddieKürzung
der darüber hinausgehendenBezügevon ' 2bis 10 Prozent steigt . Esdarf
nicht unerwähnt bleiben ,dass das Schemader Gemeindeangestellten schonin
seinem ganzen Aufbau dem Godanken der sozialen Staffelung Rechnungträgt ,
so dass diose Staffelung auchbei einer linearen Kürzungsichauswirkt .

Die Kriegsmehrdienstzeit ,das ist dio eineinhalbfache Anroch¬

nungder DionstzeitwährenddesKrieges,wårdin ZukunftdemzurPensionie-¬
rung golangenden Angestellten nur mehr dann zugute kommen,wennderAngo- ¬
stellte infolgeKrankheitin denRuhestandtritt oderwennor vonamtswegen

in den Ruhestand versetzt wird .Die Gebühren für Dienstreisen werden herab - ¬

gesetzt .
Die GemeindeWienhat bei den derzeitigen Vorhältnissen oino

zu grosse Zahl von Angestellten,Erst jetzt wieder,am . Juli ,sind etwa300
Beamteüberflüssiggeworden ,da der Bunddie Steuereinhebungin Wienselbst
besorgt und dafür neue Beamte angestellt hat .Der Beseitigung der Ueber - ¬

stände dient in erster Linie ein freiwilliger Abbau .DieAbfertigungssumme
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beträgt nacheinemDienstjahrzweiMonatsbezügeundsteigt bis zueiner
Abfertigungssumme von ungefähr zwei Jahresbezügen ,jedoch nicht über . 000

Schilling .Ausserdemist die Gemeindeverwaltungberechtigt ,bis zum31. Dezem-¬
ber 1932 über Antrag der Personalkommission Angestellte auch ohne Dienst - ¬vor Vollendung der vorgeschriebenen Dinstzeit

unfähigkeit/zu pensionieren,wennsie mindestensfünfzehnanrechenbareDienst-¬
jahre vollstreckt haben .In erster Li nie sollen ausgedienteAngestelltepen- ¬
sioniert werden .

Die Dauer der provisorischen Dienstzeit ,die in den meistenBe- ¬
amtengruppenbisher mit zwei Jahren festgesetzt war ,wird jetzt einheitlich
mit drei Jahren bestimmt .Für die Bedienstetengruppen ,für die dieprovisori - ¬
sche Dienstzeit båsher mit fünf Jahren festgesetztwar,wird sie aufsechs
Jahre hinaufgesetzt .Unter den Zugeständnissen ,die die Gemeindeverwaltung
gemacht hat ,befindet sich die Anrechnung der Militärdianstzeit für die Be - ¬
züge der nach demKrieg in den Gemeindedianst eingetretenen Angestellten .
Dieseit JahrenerhobeneForderungder Heimkehrerist also erfüllt worden.
Für die Beamten der Hoheitsverwaltung wurde ganzjährig an Samstagen der

Ein- Uhr- Dienstschlusseingeführt . Eswurdeferner vereinbart ,dass auchfür
die Bedienstetengruppendie gesetzlichenFeiertagegrundsätzlichalsfreie

Tage gelten,für die,wenn die Durchführung von Arbeiten notwendig ist,Er - ¬

satztage oder Arbeitsentschädigungen gegebenwerden .
Auch die Verhandlungen mit den Gewerkschaften und denBetriebs - ¬

räten der Arbeitergruppen der Unternehmungen und Betriebe,deren Arbeitsver - ¬
hältnis durch Kollektivverträge geregelt ist,haben zu einem Ergebnis ge - ¬

fümrt .Auch bei ihnen entfallen die Sonderzahlungen .Die Arbeiter bringen aus - ¬
serdem durch Lohnkürzungen in verschiedenen Formen Opfer .Die meisten Grup¬
pen nehmen die Kürzung der Löhne um ' 2Prozent auf sich .Bei jenen Gruppen ,
bei denen diese Kürzung sich nicht voll auswirkt,haben Einrechnungen von

Leistungen stattgefunden ,die die betreffenden Gruppenschon zu Beginndes
heurigenJahres aus anderenGründenauf sich genommenhaben .EinigenGruppen
für welchedie Anrechnungder Kriegsdienstzeit(Heimkehrerdienstzeit)nicht
gilt,wurden daher nur kleinere Abzüge gemacht .Auch bei denUnternchmungen
wurdendie Feiertage ähnlich wie bei der Hoheitsverwaltungneu geregelt .Die
Abbaube stimmungen gelten auch bei denUnternehmungen .

Das Verhandlungsergebnis zeigt ,dass die Angestellten ,Lehrer
undArbeiter der Stadt gewillt sind ,in der schwierigenLage ,in der dieGo- ¬
meindedurch die bekanntenMassnahmendes Bundesunddurch denRückgang
dereigenenEinnahmeninfolgederWirtschaftskrisegeratenist ,beträchtlich
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Opferzubringen .In denVerhandlungenwurdeimmerwiederbetont ,dassdiese
Opferinfolge der finanziellen Lageder Gemeindenotwendigseien unddass
sie besondersauch zur Erfüllung der Pflichten der Fürsorgeverwaltungund
der Arbeitsbeschaffungdurchdie Stadt Wiendienen .

DieBezügeder Funktionäreder GemeindeWienwerdenbekann¬nicht
lich nach demBesohdungsschemader Gemeindeangestellten ,sondern nachdem
der Bundesangestellten geregelt .Daher sind diese Bezüge wie beimBund
schonimJahre1931erheblichgekürztworden ,währenddieGemeindeangestell-¬
ten damalsnur ' 5bis ' 5prozentigeKürzungihrer Bezügeerfahrenhaben .

Die Funktionäre erhalten ontsprechend dem Bundesschema auch keine Sonder - ¬

zahlungen .DerBürgermeister ,die amtsführendenunddie nichtamtsführenden
Stadträtehabenjedocham . Juli1933auf 15Prozentihrer Bezügeverzich-¬
tet undso die Kürzung,die die AmgestelltenzumgrösstenTeildurchden
WegfallderSonderzahlungenerfahren ,bei denMonatsbezügenaufsichgenom¬
men . Dadiese Funktionäre bereits im Jahre 1931 eine Verminderungihrer Be- ¬
zügeum20frozenterfahrenhaben,sobeträgtihre gesamteKürzungjetzt
bereitsmehrals ein DrittelderfrüherenBezüge .DieBezügederübrigen
Funktionäreder Gemeinde( Gemeinderäte ,BezirksvorsteherundBezirksvor-¬
steher - Stellvertreter ,Fürsorgeinstitutsvorsteher und derenStellvertreter )
werdenum ' 2Prozentgekürzt .DiePensionsbezügevonFunktionärenundderen
Hinterbliebenen werden nach den neuen Fensionsbestimmungen der Angestellten
behandelt,erfahren damnach auch eine Kürzung um 17 Prozent,obwohl bei

ihnonsowiebei denaktivenFunktionären .Sonderzahlungennichtvor- ¬
handenwaren .

ImzweitenHalbjahr1933wirddie Lageder GemeindeWiondurch
das Verhandlungsergebnisbei der Hoheitsverwaltungumotwa12 ' 5Millionen
Schilling verbessert sein .Leider reicht diese Verbesserung,sogrossauch
die Opferder AngestalltenundArbeitersind ,weitausnicht zurDeckung
dessich imJahre1933ergebendenDefizites ,dasmitmehrals 60Millionen
Schillingerrechnetwurde ,aus .DerGemeinderatwirddaherauchnochandere

Massnahmenzur Bedeckungdieses Eefizites zu beschliessenhaben .
Ll2 . . . . . - . -
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